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Enorme Belastungssituation
Seit der letzten hlz meldeten sich weitere GEW-Betriebsgruppen 

zur Corona-Politik des Senats. Exemplarisch veröffentlichen wir eine 

Stellungnahme von Kolleg_innen der Stadtteilschule Lohbrügge.

Die Betriebsgruppe der STS Lohbrügge dankt 
der Ida-Ehre-Betriebsgruppe für ihre Initiative 
einer Stellungnahme zum fragwürdigen Umgang 
der Hamburger Schul-Politik in der derzeitigen 
Situation. Herzlich gedankt sei auch der GEW, die 
uns eine Plattform hierfür bietet! Wir Lohbrügger 
unterschreiben jedes Wort der Stellungnahme von 
BG und Elternrat Ida-Ehre und Max-Brauer.

Sehr geehrter Herr Senator Rabe,
statt lange Briefe zu verfassen – Papier ist gedul-

dig – handeln Sie endlich!
1. Machen Sie mit Ihren 

hochdotierten Stabsstellen 
jetzt umsetzbare Hybrid-
Konzepte möglich, damit 
wir damit starten können, 
statt den Status Quo mit 
Worthülsen und wohlfeilen 
Lobeshymnen zu beschönigen. Zu echt gemeinter 
Wertschätzung gehört auch, sich anzuhören, wie es 
den eigenen Bediensteten wirklich geht.

2. Im Zuge einer Hybridlösung und angesichts 
einer enormen Belastungssituation für alle Betei-
ligten (Schüler_innen, Eltern, Lehrer_innen) müs-
sen temporäre Anpassungen des Bildungsplans 
vorgenommen werden, um es für Schüler_innen 
schaffbar und für Lehrer_innen leistbar zu machen.

3. Eine temporäre Anpassung des Bildungspla-
nes muss aus unserer Sicht besonders dringend bei 
den Abschlussprüfungen bzw. -jahrgängen erfol-
gen! Die Schüler_innen haben z.T. Lücken durch 
Schulschließungen im Frühjahr, sind von Qua-
rantäne und Hybridunterricht bzw. Fernunterricht 

betroffen. Dies hat starke Auswirkungen auf deren 
Lernstand, denn wie Sie selbst nicht müde werden 
zu sagen, Herr Senator, ist der Präsenzunterricht 
für den Lernerfolg der Schüler_innen dringend 
notwendig und quasi nicht ersetzbar. Es gilt, die 
fehlenden Lerninhalte nachzuholen, wodurch mit 
den eigentlichen Fachthemen erst verzögert gestar-
tet werden kann. (...) 

4. Zu einem umsetzbaren Hybrid-Konzept gehö-
ren für uns selbstverständlich die Ausstattung, Ein-
richtung und Wartung von Dienstgeräten für das 

pädagogische Personal.
5. Sie sprechen von „Ver-

lässlichkeit“ – es läuft aber 
nichts mehr normal, verläs-
slich und planbar im wech-
selnden Quarantäne On-Off, 
besonders für Schüler_innen 

mit Förderbedarf. Schaffen Sie längerfristige, ver-
lässliche Strukturen.

6. Im Sinne unserer Schüler_innen bitten wir 
hierum: Verkleinern Sie die Klassen, verringern Sie 
Schulbusgedränge. Viele sind besorgt um ihre Fami-
lienangehörigen und kommen mit Angst zur Schu-
le. Einige Schüler_innen müssen private Corona-
Todesfälle verarbeiten und werden am „sozialen 
Lernort Schule“ mit Maskenschiefträgern, vollen 
und kalten Klassenräumen konfrontiert.

7. Viele Dinge sind anders seit 9 Monaten*, aber 
in Schule soll alles zu 100 Prozent so laufen wie 
immer. Den Preis für nicht noch höhere Infektions-
zahlen an den Schulen zahlen die Lehrenden. Mit 
Maske zu unterrichten zehrt extrem an Stimme und 
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Weitere Stellungnahmen
- BG der Brüder-Grimm-Schule
- Kollegium der STS Am Hafen
- Personalversammlung der Anna-Warburg-Schule
- BG der Schule Weidemoor/Förderschwerpunkt geistige Entwicklung
- BG der STS Finkenwerder
- BG der Otto-Hahn-Schule mit Unterstützung von 100 Kolleg_innen
- BG der Schule Grützmühlenweg
- BG der Grundschule Islandstraße

Alle Stellungnahmen sind zu lesen unter:
www.gew-hamburg.de/themen/schule/gew-betriebsgruppen-melden-sich-zu-wort 
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Digitale Begegnung
Auf Einladung der GEW trafen Journalisten und Vertrauensleute 

digital aufeinander

Das Interesse der Medien war 
groß. Unsere Vertrauensleute 
konnten glaubhaft darstellen, 
dass es nicht nur die Schüler_in-
nen seien, sondern es sei auch 
das pädagogische Personal, das 
unter den Verhältnissen leide. 
Das vergleichsweise starke Echo 
ließ sich am nächsten Tag in den 
einschlägigen Medien bestau-
nen. 

Der Vertreter der Gretel-Berg-
mann-Schule, Ole Waldmann, 
konnte überzeugend darstellen, 
warum man von dem ursprüng-
lich an seiner Schule beschlos-
senen Plan, nur noch Dienst 
nach Vorschrift machen zu wol-
len, zum gegenwärtigen Zeit-
punkt wieder abgerückt sei: dies 
hätte die ohnehin komplizierte 
Gemengelage in Zeiten der Pan-
demie noch verschlimmert. Er 
machte aber unmissverständlich 
klar, dass dies nur bis zum Som-
mer aufgeschoben sei, wenn sich 
nichts grundlegend an der Situ-
ation ändere. Mit grundlegend 
meinte er, endlich die Arbeitszeit 
der Lehrer_innen in Hamburg re-
duzieren werde. Er betonte damit 
die hiesigen Verhältnisse, weil 

in keinem anderen Bundesland 
soviel gearbeitet werde wie in 
Hamburg und das dank des ein-
zigartigen Arbeitszeitmodells, 
das nicht ohne Grund sich kein 
anderes Bundesland traue zu 
übernehmen.

Die GEW-Vertreterin der Ida-
Ehre-Stadtteilschule, Karen Eh-
lers, stimmte damit überein und 
konnte ebenfalls glaubhaft dar-
stellen, dass das Leiden an den 
Verhältnissen nicht ursächlich 
mit der Pandemie zusammen-
hinge, sondern mit der Bela-
stungssituation, die das Hambur-
ger Arbeitszeitmodell mit sich 
bringe.

Die Vertrauenspersonen der 
Sonderschule Weidemoor, Re-
gina Zimmermann und Dirk 
Pallas, nutzten die Gelegenheit, 
um auf die schwierigen Be-
dingungen unter Corona-Be-
dingungen an einer Schule mit 
geistig Behinderten aufmerksam 
zu machen. Ungeachtet der nun 
einmal besonderen Verhältnisse, 
denen man grundsätzlich an die-
ser Stelle ausgesetzt sei, gebe es 
eine Reihe von Möglichkeiten, 
um das Infektionsgeschehen zu 

reduzieren. Warum, so beklagten 
sich die Vertreter_innen, gebe es 
keine Transportmöglichkeiten, 
bei denen die Abstandsregeln 
eingehalten werden können? 
Warum würden nicht wie selbst-
verständlich für alle FFP2-Mas-
ken zur Verfügung gestellt?

In der sich anschließenden 
digitalen Zusammenkunft der 
Vertrauensleute ohne Medien-
vertreter_innen, insbesondere 
der Schulen, die in Resoluti-
onen ihren Unmut gegen die 
Arbeitsbedingungen in Zeiten 
der Pandemie kundgetan haben 
(s. Dokumentation), zeigte sich 
der Unmut gleichermaßen. Vor 
allem die Geduld, sich mit die-
sen Verhältnissen abzufinden, 
schien aufgebraucht. Man war 
sich einig, dass man so schnell 
wie möglich zum analogen Un-
terricht zurückkehren wolle. Das 
heißt, sowie die Inzidenzwerte 
dies zuließen, müsse organisa-
torisch das Lernen in kleineren 
Gruppen wieder möglich sein. 
Das Schlüsselwort dazu: Hybri-
dunterricht!

JOACHIM GEFFERS

Kraft. Unser Kollegium ist weitgehend erschöpft. 
Präsenzunterricht und nicht geregelte Quarantäne-
Versorgung führen zu einer zunehmenden Entgren-
zung von Arbeitszeit und Mehrarbeit.

8. Mit dem Einzug von Inklusion und nun der 
Digitalisierung muss die längst fällige Anpassung 
der AZV, welche seit 2003 gilt und nicht maßgeb-
lich dem zeitlichen Umfang der neuen Aufgaben 
angepasst worden ist, dringend erfolgen. Die neuen 
Aufgaben, die derzeit von Kolleg_innen geleistet 
werden, sind in keinster Weise im AZV abgebildet.

9. Zu dem durch Corona massiv erschwerten Ar-
beitsalltag für das pädagogische Personal kommt 
außerdem eine unzureichende Kommunikations-
politik der Schulbehörde hinzu, welche weiter zur 

Unsicherheit und zu Bedenken der Beschäftigten 
beiträgt. Informationen über neue Maßnahmen 
zum Umgang mit Corona über Medien verbreiten 
zu lassen, ohne vorher die Schulen zu informieren, 
lässt an den Schulen keine Handlungssicherheit im 
Umgang mit Corona entstehen. 

Wir fordern daher, dass die Schulen derart über 
Maßnahmen informiert werden, dass sie entspre-
chend Zeit haben, sowohl das pädagogische Perso-
nal als auch Eltern und Schüler_innen zuverlässig 
zu informieren und die entsprechenden Maßnah-
men zuverlässig einzurichten.

GEW-BETRIEBSGRUPPE Stadtteilschule Lohbrügge

* verfasst am 13.12.2020
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Worauf warten wir?
Der Kampf gegen den stetig wachsenden Stress am Arbeitsplatz 

verlangt einen klaren Kompass und gemeinsames Handeln

Seit dem Ausbruch der Co-
ronainfektionen in Hamburg 
hinken die BSB und ihr Sena-
tor hinter den notwendigsten 
Schutzmaßnahmen hinterher. 
Immer wieder sind es Gewerk-
schaften, Schulen, Verbände, 
Eltern, Schülervertretungen ge-
wesen, die einfachste und nach-
haltige Maßnahmen forderten. 
Während es schon im Frühjahr 
2020 für viele Einrichtungen 
verpflichtend war, mit Mund-/
Nasenschutz zu arbeiten, wurde 
in Hamburger Schulen dies erst 
für alle Beteiligten kurz vor Jah-
resende Pflicht. 

Erst Anfang Dezember ließ der 
Senator verlautbaren, dass sich 
die Kolleg_innen die Masken 
verdient hätten. Immer wieder 
wies gerade die GEW darauf hin, 
dass in allen Schulen nachhalti-
gere Schutzmaßnahmen ergrif-
fen werden müssten und schon 
vor der verstärkten Wiederaus-
breitung des Virus eine andere 
Unterrichtsform angemessen sei. 
Den Wechselunterricht wollte 
der Senator noch nicht einmal 
nach den Herbstferien, als be-
reits überall in Hamburg und im 
Bundesgebiet die Infektionszah-
len explodierten. Erst die bun-
desweiten Beschlüsse machten 
der unverantwortlichen Politik 
des Senators („Schulen sind ab-
solut sichere Orte“) ein deutli-
ches Ende.

Wie geht es weiter?
Die veröffentlichten Stel-

lungnahmen unseres Vorstandes 
und der GEW-Betriebsgruppen 
fordern klare Perspektiven für 
einen Unterricht, der den Ge-
sundheitsschutz aller Beteiligten 
berücksichtigt. Alles gehört auf 
den Prüfstand. Ein „Weiter so“ 

soll es nicht geben! Aber wie 
setzen wir dies durch? Welche 
Mittel haben wir? Welche haben 
wir nicht ausgeschöpft? Welche 
Bündnispartner haben wir? Wel-
che Forderungen haben wir kon-
kret? Wann starten wir?

Seit Einführung der Arbeits-
zeitverordnung (AZVO) und 
der Selbstverantworteten Schu-
le (SVS), seit Einführung der 
flächendeckenden Ganztagsbe-
schulung – sicher alles sinnvol-
le Maßnahmen – haben sich die 
Arbeitsbedingungen analog dazu 
verschlechtert. Allein die Ein-
führung der SVS und der AZVO 
war mit Einsparungen von ca. 
1000 Planstellen verbunden. Die 
damals neue Arbeitszeitverord-
nung wurde uns wie im Märchen 
als gleichwertig mit dem alten 
Pflichtstundenmodell angeprie-
sen (keine Mehrarbeit, alles 
viel gerechter!). Verschiedenste 
Kommissionen und unabhängige 
Arbeitszeitstudien belegen schon 
seit Längerem genau das Gegen-
teil. Kontinuierliche Zuweisung 
zusätzlicher neuer Aufgaben 
bei gleichem Zeitbudget bedeu-
tet: Hamburger Lehrkräfte aller 
Schulformen haben die höchs-
ten Arbeitszeiten in Deutschland 
und in der EU! Unterrichtsan-
sprüche, ständige Ergebnissiche-
rungen, weitere Bürokratisierung 
der Schulen und neue Herausfor-
derungen wie Ganztag, Inklusi-
on und Digitalisierung kommen 
immer neu hinzu und sollen ohne 
adäquate Zeitzuweisung, ohne 
Mitsprache und Transparenz um-
gesetzt werden.

Diese sich kontinuierlich nach 
unten bewegende Spirale wird 
auch nach der Coronapandemie 
ihre Bewegung fortsetzen, denn 
welchen Grund hätten die BSB 

und der Senator von diesem Weg 
abzuweichen? 

„Für unsere Schüler_innen 
arbeiten wir auch unter Pande-
miebedingungen bis zum An-
schlag“, so formulierte es eine 
Betriebsgruppe. Schon vor der 
Pandemie konnten wir wesent-
liche Verschlechterungen kaum 
verhindern oder abmildern. 
1970, 1980 oder 2002 wäre es 
undenkbar gewesen, dass eine 
Lehrkraft 29 oder 30 Unterricht-
stunden erteilt. Nach Einführung 
der AZVO aber schon. Wurde in 
den 1990er Jahren noch im Kon-
sens überlegt und gefordert, dass 
die Betreuung und Entwicklung 
der Neuen Medien (inklusive des 
weiteren Ausbaus) mindestens 
mit einer halben Lehrer_innen-
planstelle für eine durchschnitt-
lich große Schule ausgestattet 
werden sollte, geben jetzt die 
durch viele Funktionen „über-
lasteten Funktionstöpfe“ der 
Schulen dies nicht her. Selbst 
Schulleitungen „finanzieren“ 
sich daraus. In keiner Behörde, 
in keiner Verwaltung werden 
Abteilungsleitungen oder Lei-
tungsstellen aus der Arbeitszeit 
der übrigen Mitarbeiter_innen 
„finanziert“.

Fazit: Die BSB wird diesen 
Weg weitergehen. Sie wird in 
Hochglanzbroschüren die Er-
folge weiter feiern. Es sind 
die Erfolge der Schulen unter 
schwierigsten Bedingungen! Es 
wird die Gesundheit vieler Kol-
leg_innen weiter gefährden, vie-
le gehen weiterhin zur Abmilde-
rung in Teilzeit und nicht wenige 
versuchen, sich pensionieren zu 
lassen.

Was ist zu tun?
Wir können diese Entwick-
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lung nicht weiter hinnehmen. 
Die GEW muss zusammen 
mit allen Betriebsgruppen und 
GEW-Gremien eine mittelfristi-
ge und sicher auch langfristige 
Strategie entwickeln, die fest-
legt, wie der Prozess der immer 
weiter zunehmenden Arbeitsver-
dichtung und Arbeitszeit nach-
haltig gestoppt werden kann. 
Nicht weniger müssen unsere 
bildungspolitischen Forderun-
gen weiterentwickelt werden 
und gehören immer wieder auf 
den Prüfstand. Ein Ausbau z.B. 
des Ganztages ist nur dann auch 
gut („Guter Ganztag“), wenn 
die Personalausstattung und die 
Rahmenbedingungen stimmen. 
Immer wieder unterstützten wir 
(„zum Wohle der Schüler_in-
nen“) Reformen, die letztendlich 
nur durch Überlast der Schulen 
und Arbeitsverdichtung schein-

bar gelingen. Wir benötigen hier 
einen klaren Kompass und Ver-
ständigung, was wir unter wel-
chen Bedingungen in den Schu-
len leisten wollen. Häufig haben 
wir uns daran gewöhnt, auch 
noch die nächste neue Aufgabe 
erst einmal anzunehmen in der 
Hoffnung, es werde dann noch 
nachgebessert werden. Deshalb 
benötigen wir eine klare Bilan-
zierung und dann auch Initiati-
ven, Aktionen und Vorhaben, die 
die oben beschriebene Spirale 
in ihrer Entwicklungsrichtung 
zu bremsen und mittel- und 
langfristig umzukehren vermag. 
Dafür benötigen wir aber neben 
den schon längst vorhandenen 
Beschlüssen zur Reduzierung 
der Arbeitsbelastungen auch 
Mut zum Widerstand. Dass be-
deutet dann auch, dass Dienst-
pflichtverletzungen, Warnstreiks 

und weitere Kampfmaßnahmen 
nicht mehr ausgeschlossen sind. 
Wenn Gespräche, Beschlüsse 
und Veranstaltungen nicht mehr 
ausreichen, dann ist es richtig, 
deutlichere Aktions- und Wi-
derstandsformen zu wählen. 
Dazu wäre es natürlich wichtig, 
die Betriebsgruppen wie bisher 
zu unterstützen, eine Kampa-
gne für Gesundheitsschutz zu 
entwickeln und konsequent die 
Reduzierung der Arbeitsbelas-
tung einzufordern. Auf schul-
formbezogenen Veranstaltungen, 
auf denen Gremienbeschlüsse 
mit großer Beteiligung erfolgen, 
müssen Aktionsplanungen vor-
bereitet und abgestimmt werden, 
um schließlich zur Aktion zu 
kommen. Das ist Zukunftsmusik 
– aber worauf warten wir?

ULI HOCH

Mickriges Angebot trotz 
Systemrelevanz
Ob erweiterter oder eingeschränkter Notbetrieb in den Kitas 

– Behörde, Eltern und Betreiber bleiben in Verantwortung

Der Hamburger Senat hat 
nach der Beratung im Bund die 
Ausweitung der Corona-Schutz-
maßnahmen bekannt gegeben, 
darunter der Beschluss, in den 
Kindertagesstätten ab dem 25. 
Januar 2021 nur noch einen er-
weiterten Notbetrieb anzubieten. 
Genauer: Der Hamburger Senat 
verfügt für 15 Arbeitstage bei 
einer 5-Tage-Woche den erwei-
terten Kita-Notbetrieb, um von 
ca. 50 Prozent Inanspruchnahme 
auf 10 bis 12 Prozent zu kom-
men. Anders betrachtet sollen 
zwischen 38 bis 40 Prozent we-
niger Kinder als bisher im ein-
geschränkten Regelbetrieb in die 
Kitas kommen. 

Die Eltern dieser 34.000 bis 

36.000 Kinder demonstrierten 
gegen die Verschärfung. Sie 
behaupten massive Benachteili-
gungen ihrer Kinder in der sozia-
len Entwicklung und verdrängen 
dabei, dass es nur gemeinsam 
gelingen kann, die Pandemie zu 
stoppen. 

Zur Erinnerung: Nach dem 
ersten Lockdown mit einem sehr 
eingeschränkten Notbetrieb vom 
März bis zum 27.04.2020 durf-
ten ab den 27.04.20 auch wieder 
Alleinerziehende ihre Kinder, 
die sie nicht anders betreuen 
(lassen) konnten, in die Kitas 
bringen. Der Anteil der in der 
Kita betreuten Kinder stieg von 
ca. 3,6 Prozent auf ca. 12,0  Pro-
zent (siehe hierzu Drucksache 

der Bürgerschaft Nr. 22/127 vom 
30.04.20 „Kita-Notbetreuung in 
Zeiten der Corona-Krise“).

2020 hat es geklappt, vom 
absoluten Lockdown zum Re-
gelbetrieb im Sommer zurückzu-
kehren. Das Elternbewusstsein, 
ihre Kinder vor Infektionen zu 
schützen, war vorhanden. Trotz 
der Anforderung an die Eltern, 
ihre Kinder 24 Stunden lang je-
den Tag in der Woche allein zu 
betreuen, haben nur Eltern aus 
systemrelevanten Berufen die 
Kitas in Anspruch genommen. 
Mit dem dann erfolgten ersten 
Öffnungsschritt waren dies ca. 
12 Prozent der Eltern.

Die erneute Umstellung auf 
den erweiterten Notbetrieb, be-
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